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Antrag 131/I/2020

Beschluss
Annahme in der Fassung der AK

Warnhinweise für Reisen in Staaten, in denen Homosexualität unter Strafe steht

 

Die SPD-Bundestagsfraktion, die SPD-Landtagsfraktionen und die Landesregierungen mit sozialdemokratischer Beteiligung

werden aufgefordert, sich für rechtlicheGrenzen für die Bewerbung vonReisen in Staaten oder Regionen einzusetzen, in denen

homosexuelle Handlungen oder sogenannte „Homo-Propaganda“ unter Strafe stehen.

 

Auf Werbeflächen im Eigentum der öffentlichen Hand oder auf Werbeflächen, auf die die öffentliche Hand Einfluss hat, soll

nach dem Vorbild der Londoner Verkehrsgesellschaft TfL solche Werbung vollständig verboten werden. Auf Werbeflächen in

privater Hand soll Werbung mit einemWarnhinweis versehen sein müssen, der mindestens ein Drittel der Werbefläche oder

Werbedauer einnimmt und die konkreten Gefahren für queere Menschen benennt.

 

Ziel unserer Politik muss es sein, einen Beitrag dazu zu leisten, dass Homosexualität auf der ganzen Welt entkriminalisiert

wird und queere Menschen ihre Identität frei leben können. Wir unterstützen hierzu einen zivilgesellschaftlichen Dialog und

LGBTI-Aktivist*innen vor Ort.
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